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Stadt Bad Salzuflen 
 
2 Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 0402 

„Wellenbügel“, Ortsteil Ehrsen - Breden  
 – Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
15.12.2010 

 
Satzungsbeschluss: 
 

Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 0402 "Wel-
lenbügel“, Ortsteil Ehrsen-Breden in der Fassung vom 
23.09.2010 wird gemäß der §§ 2 und 10 Baugesetz-
buch (BauGB) und der §§ 7 und 41 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) als Sat-
zung beschlossen. Die zugehörige Begründung ein-
schließlich Umweltbericht in der Fassung vom 
23.09.2010 wird ebenfalls beschlossen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Aufhebung des Be-
bauungsplanes Nr. 0402 „Wellenbügel“ in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 0402 „Wel-
lenbügel“, Ortsteil Ehrsen-Breden sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 0402 „Wellenbü-
gel“ wird mit der Begründung einschließlich Umweltbericht 
und der zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 
3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt 
im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-
Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, während der all-
gemeinen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 

BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorganges,  
 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schrift-
lich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. 
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2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlö-
schen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 
42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Entschädigung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen 
beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 28.12.2010 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
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Gemeinde Extertal 
 
3 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 

45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für den Rat 
der Gemeinde Extertal 

 
Frau Anke Dißmeier hat ihr Mandat im Rat der Gemeinde 
Extertal zum 31.12.2010 niedergelegt. 
 
Gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 509, 
1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S. 372), stelle ich fest, dass 
 
 

Herr Cord-Henning Braband, 
 
 

nach der zur Kommunalwahl am 30.08.2009 eingereichten 
Reserveliste der Christlich Demokratischen Union (CDU), 
mit Wirkung zum 01.01.2011, in den Rat der Gemeinde Ex-
tertal nachrückt. 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu 
erklären. 
 
Extertal, 22.12.2010 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Kortemeier 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
4 Herstellung von betriebsfertigen Abwasserlei-

tungen 
 
Gem. § 5 Absatz 1 der Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage -Entwässerungssatzung- der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 20. Juni 1991 (Kreisblatt Lippe vom 
10.07.1991, Seite 441 - 448) in der Fassung der „Euro-
Anpassungs-Satzung“ zur Satzung über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Ab-
wasseranlage - Entwässerungssatzung - der Stadt Horn-
Bad Meinberg vom 09. November 2001 (Kreisblatt Lippe 
vom 26.11.2001, Seiten 810-818) wird bekannt gemacht, 
dass nachstehende Straßen, Straßenabschnitte bzw. Orts-
lagen mit betriebsfertigen Abwasserleitungen versehen 
worden sind: 
 
Stadtteil Horn : 
 
In der nachfolgenden Straße wurde ein Schmutzwasser- 
und Regenwasserkanal zum Anschluss der erschließungs-
fähigen Grundstücke an das öffentliche Kanalisationssys-
tem verlegt.  
 
Paschenburg: 
 
Beginnend von Gemarkung Horn, Flur 1, Flurstück 322 bis 
Gemarkung Horn, Flur 1, Flurstück 324. 
 
Die Eigentümer von bebauten Grundstücken an o.a. Stra-
ßen, Straßenabschnitten bzw. Ortslagen werden hiermit 
aufgefordert, gem. § 5 Absatz 5 der Entwässerungssatzung 
innerhalb von drei Monaten nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung ihre Grundstücke an die öffentliche Ab-
wasseranlage anzuschließen. Die Anschlussnehmer sind 
gem. § 6 Absatz 1 der Entwässerungssatzung verpflichtet, 
sämtliche auf den Grundstücken anfallende Abwässer - mit 
Ausnahme der in § 4 der Entwässerungssatzung aufge-
führten Abwässer - in die öffentliche Abwasseranlage nach 
den Bestimmungen der Entwässerungssatzung einzuleiten. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass derjenige 
ordnungswidrig handelt, der sein Grundstück nicht oder 
nicht rechtzeitig an die öffentliche Abwasseranlage an-
schließt oder das anfallende Abwasser nicht oder nicht 
vollständig einleitet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 
 
Die Anschlussnehmer haben des weiteren gem. § 9 Absatz 
7 der Entwässerungssatzung auf ihre Kosten binnen 8 Wo-
chen nach dem Anschluss alle bestehenden oberirdischen 
und unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbesondere 
Gruben, Schlammfänge, Sickeranlagen, alte Kanäle, so-
weit sie nicht Bestandteil der neuen Anlage geworden sind, 
außer Betrieb zu setzen, zu entleeren und zu reinigen. 
Vorhandene Rückstände in den Klär- und Fäkaliengruben 
dürfen hierbei nicht in das öffentliche Abwassernetz einge-
leitet werden. Gruben können, wenn der bauliche Zustand 
noch gut ist, als Sammelbehälter für Niederschlagswasser 
weiter benutzt werden. 
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Gem. § 8 der Entwässerungssatzung ist der Anschluss 
mindestens vier Wochen vor Beginn der Arbeiten bei der 
Stadt - Stadtwerke - schriftlich anzuzeigen. Ohne Mitteilung 
der Stadtwerke, ob der Anschluss wie angezeigt hergestellt 
werden kann, darf mit dem Bau von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht begonnen werden und dürfen Abwäs-
ser nicht in die Abwasseranlage eingeleitet werden. 
Horn-Bad Meinberg, den 29.12.2010 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
- Stadtwerke – 
Im Auftrag 
 
 
W. Jüdith 
Die Betriebsleitung 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alte Hansestadt Lemgo 
 
5 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

Einbeziehung von einzelnen Außenbereichs-
flächen in den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile gemäß § 34 (4) Nr. 3 BauBG 

 
„Detmolder Weg“, 

 
Ortsteil:  Kernstadt Lemgo 
Satzungsgebiet:  im Bereich der Straße „Detmolder  

Weg“, Auf der Lehmkuhle 
vom:   23.12.2010 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2009 
(GV. NRW S. 950) 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 G v. 31.07.2009 ( BGBl. I S. 2585) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 
G v. 22.04.1993 (BGBl. I S.466) 
 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
bauordnung - BauO NRW -) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 
256) , zuletzt geändert duch Gesetz  v. 12.12.2006 (GV. 
NRW. S. 615) 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542)  
 
Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwick-
lung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG -) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 
568), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
16.03.2010 (GV. NRW. S. 185) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 
- PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) in der 
zurzeit gültigen Fassung 
 
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
wassergesetz – LWG -) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S.926) zuletzt geändert 
durch Art. 3 UmweltÄndG vom 16.03.2010 (GV. NRW. S. 
185) 
 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz – WHG -) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

Die Grenzen des Satzungsbereiches sind in der Planzeich-
nung festgesetzt.  
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung umfasst in der 
Gemarkung Lemgo, Flur 26, das Flurstück 62. 
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§ 2 

Bestandteile 
Die Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 (Ergänzungssat-
zung) besteht aus dem Lageplan mit zeichnerischen Fest-
setzungen und dem Textteil der Satzung. Eine Begrün-
dung, ein Eingriffs- und Ausgleichsplan und ein Arten-
schutzgutachten sind beigefügt. 
 

§ 3 
Textliche Festsetzungen 

1. Bebauung 
Im Satzungsgebiet sind Wohngebäude allgemein zulässig. 
Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 
Abs. 3 BauNVO sind ausgeschlossen. 
Die Anordnung der Flächen für die Garagen/Carports ist in 
der Planzeichnung verbindlich festgesetzt. Zusätzliche 
Stellplätze sind ausnahmsweise auch außerhalb dieser 
festgesetzten Flächen möglich, jedoch nicht im direkten Zu- 
und Abfahrtsbereich vor den Garagen/Carports und nur, 
wenn eine Wendemöglichkeit  für PKW auf dem Grund-
stück verbleibt und keine städtebaulichen oder verkehrs-
technischen Bedenken bestehen.   
 
2. Flächenversiegelung 
Je Grundstück dürfen höchstens 30 % der Grundstücksflä-
che durch Gebäude versiegelt werden. Die Grundflächen 
von Nebengebäuden, Hofflächen, Zufahrten, Terrassen u. 
ä. sind mitzurechnen.  
3. Höhe der baulichen Anlagen 
 
Die Firsthöhe der Wohngebäude wird auf  max. 10 m ein-
geschränkt. Bezugspunkt der Höhenfestsetzung ist Ober-
kante des bestehenden Geh/Radweges, gemessen in der 
Mitte der angrenzenden Grundstücksgrenze an die öffentli-
che Verkehrsfläche des Rad-/Fußweges. 
 
4. Bauweise 
Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand als Einzel-
häuser zu errichten. 
 
5. Zahl der Wohneinheiten (WE)  
Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten wird auf ma-
ximal 2 WE pro Wohngebäude beschränkt. 
 
6. Eingriffsregelung 
Der Verursacher des Eingriffs ist verpflichtet, Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu vermeiden, zu vermindern und 
auszugleichen. Die Kompensation des Eingriffes erfolgt 
teilweise  im  Anschluss an die Wohnbaugrundstücke in-
nerhalb der in der Planzeichnung  festgesetzten Bereiche. 
Zusätzlich wird zum Ausgleich der Eingriffe externe Kom-
pensationsfläche erforderlich. Die im Eingriffs- und Aus-
gleichsplan dargestellte Fläche von 4.096 ² in der Gemar-
kung Brake, Flur 14, Flurstück 115 wird dem Satzungsbe-
reich Detmolder Weg zugeordnet. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt gemäß § 34 Abs. 6 in Verbindung mit  
§ 10 Abs. 3 BauGB mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die Einbezie-
hung von einzelnen Außenbereichsflächen in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 (4) Nr. 3 
BauBG „Detmolder Weg“ vom 23.12.2010 öffentlich be-
kannt gemacht. 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung der Alten Han-
sestadt Lemgo über die Einbeziehung von einzelnen Au-
ßenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile gemäß § 34 (4) Nr. 3 BauBG.„Detmolder Weg“  in 
Kraft. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
Die Satzung wird vom Tage dieser Bekanntmachung an im 
Bereich Stadtplanung der Alten Hansestadt Lemgo, Heustr. 
36 - 38, während der allgemeinen Dienststunden auf Dauer 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  
 a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

 b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 

 c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 

 unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
beim Zustandekommen dieser Bebauungsplansatzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 23.12.2010 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
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Gemeinde Schlangen 
 
6 Inkrafttreten der 7. Änderung des Bebauungs-

plans Nr. S 10 der Gemeinde Schlangen - Ge-
biet an der Paderborner Straße, Zum Kurwald, 
Birkenweg, Am Stellberge und Schützenstraße 
- im Ortsteil Schlangen 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
16.12.2010, gemäß §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666 – 
SGV. NW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 
Dezember 2009 (GV.NW. S 950) sowie § 10 des Bauge-
setzbuches in Verbindung mit § 214 (4) BauGB in der Neu-
fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585) die 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
S 10 mit Text, Begründung und Umweltbericht als Satzung 
beschlossen. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Für die genaue Umgrenzung sind die in den Bebauungs-
planunterlagen vorgenommenen Grenzeintragungen ver-
bindlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Mit der Bekanntmachung tritt nach § 10 Abs. 3 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 214 (4) BauGB, 
rückwirkend zum 26.04.2010, die 7. Änderung des Bebau-
ungsplanes S 10 der Gemeinde Schlangen in Kraft. 
 
Der Begründung zum Bebauungsplan wird eine zusam-
menfassende Erklärung gemäß § 10 (4) BauGB beigefügt. 
Planwerk- und Schriftwerk zum Bebauungsplan werden zur 
Einsicht im Bauamt der Gemeinde Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, während der Dienstzeiten bereitgehal-
ten.  
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in 

§ 214 Abs. 1 Nummern 1 und 2 des Baugesetzbuches 
verzeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
Schlangen geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 2 
des Baugesetzbuches ebenfalls unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von 7 Jahren seit dieser Bekannt-
machung gegenüber der Gemeinde Schlangen schrift-
lich geltend gemacht worden sind. 
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Form- oder 
Verfahrensvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen soll, ist darzulegen. 
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2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 

sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde Schlangen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 23. Dezember 2010 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
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Sparkasse Detmold 
 
7 Aufgebot von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 
334.049.400 341.181.840 342.166.071 
  
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 15. April 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 30.Dezember 2010 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
 
 
 
8 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 31. August 2010 
bis zum Aufgebotstermin niemand gemeldet hat, werden 
die in Verlust geratenen Sparkassenbücher Nr.  
 

341.421.915 370.113.144  
 
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
Detmold, den 10. Dezember 2010 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 10.01.2011 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,38 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


